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Bundespräsident wirbt für gemeinsame
Zukunft von Deutschland und Israel

Joachim Gauck ist zum zweiten Mal in seiner Amtszeit in Israel. Ehrendoktorwürde in Jerusalem verliehen

Von Christian Kerl

Jerusalem. Es gab schon einfa-
chere Zeiten im deutsch-israeli-
schen Verhältnis, aber ausge-
rechnet die Welle von islamisti-
schem Terror lässt eine neue
Form von Nähe entstehen. Bun-
despräsident Joachim Gauck
steht in einem Saal der Hebräi-
schen Universität von Jerusa-
lem, gleich bekommt er die Eh-
rendoktorwürde verliehen, aber
erst mal hat er eine Botschaft an
seine Gastgeber: „Ich spüre es
an mir selbst: Jetzt, wo der Ter-
ror näher an uns in Westeuropa
heranrückt, kann ich besser jene
Bedrohung erfassen, in der die
Israelis seit Jahrzehnten leben.“
Die Gefahr von Terror und

Gewalt betreffe nicht nur die
Bürger Europas, auch in Israel
hätte sie „wieder Angst und
Misstrauen wach werden las-
sen“, sagt Gauck mit belegter
Stimme. Es verletze auch in
Deutschland, wenn es zu furcht-
baren Attacken gegen Israelis
komme. Die Präsidenten-Worte
sind Labsal auf die Seelen der
Zuhörer, die sich von ihren
Nachbarn im Nahen Osten be-
droht fühlen, sich vom Westen
mehr Verständnis wünschen –
und die gerade jetzt eine Zunah-
me palästinensischer Attacken
erleben, die womöglich in eine

dritte Intifada mündet. Israels
Staatspräsident Reuven Rivlin
nimmt die Worte auf: Er spricht
von religiöser Gewalt in den
StraßenEuropas und Jerusalems
und ruft seinemGast zu: „In Zei-
ten vonTerror undKriegmüssen
wir zusammenhalten.“

Gauck zeigt vielGefühl
in Israel

Die düsteren Töne passen
eigentlich gar nicht zum Anlass
von Gaucks zweitem Besuch in
Israel. Der Bundespräsident
wollte doch vor allem einen offi-
ziellen Schlusspunkt setzen
unter die Jubiläumsfeiern zu 50
Jahren diplomatischer Bezie-
hungen zwischen der Bundesre-
publik und Israel. Zusammen
mit Rivlin hat er ein Bach-Kon-
zert des Thomanerchors und des
Gewandhausorchesters Leipzig
in Tel Aviv besucht, am Tag da-
rauf macht ihn die Universität in
Jerusalem zumEhrendoktor.

Der so Geehrte lobt die
deutsch-israelische Freundschaft
tief bewegt als wundervolles Ge-
schenk, das nie selbstverständ-
lich werden dürfe. Später versi-
chert der Präsident seinen Gast-
gebern: „Wir Deutsche bleiben
an ihrer Seite.“ Deutschland sei

in „unverbrüchlicher Verbun-
denheit“ Verteidiger des Selbst-
bestimmungsrechts und Lebens-
rechts Israels. Es ist eine bedeut-
same Geste, den Terror zu einer
gemeinsamen Erfahrung zu er-
klären – die im besten Fall das
gegenseitige Verständnis stärkt
und politische Differenzen ein-
ebnet. Gauck zeigt Verständnis
für das Sicherheitsbedürfnis sei-

ner Gastgeber, nur vorsichtig äu-
ßert er seinen Wunsch, Juden
und Palästinenser sollten die
endlose Spirale der Gewalt end-
lich durchbrechen.

Die wirklichen Differenzen
brechen am Sonntagmorgen auf,
als es beim Frühstück mit Minis-
terpräsident Benjamin Netanya-
hu um tagespolitische Fragen
geht. Aktuell ist Israel verärgert

über die von der EU eingeführte
Kennzeichnungspflicht für israe-
lische Produkte aus den Sied-
lungsgebieten, die auchDeutsch-
land nicht verhindert hat. Neta-
nyahu spricht nach Teilnehmer-
angaben von einem „Boykott“,
Gauck weist das zurück. Aber
auch Deutschlands Drängen auf
eine Zwei-Staatenlösung, die in
Israel derzeit nicht ernsthaft ver-

folgt wird, und die Kritik an der
israelischen Siedlungspolitik
sind Teil der Meinungsverschie-
denheiten.
Und dann ist da das Atomab-

kommenmit dem Iran, das unter
Beteiligung Deutschlands ausge-
handelt wurde und das Israel als
gefährlichkritisiert.Gauckwirbt
um Verständnis und versichert,
die Bedrohung werde durch das
Abkommen nicht größer, son-
dern geringer.
So gern Gauck wohl vermit-

teln würde: Er beschränkt sich
diesmal lieber auf die Demons-
tration von Verständnis. Da ist
es ein Glücksfall, dass Gauck
und Rivlin rasch ein herzliches
Verhältnis zueinander gefunden
haben. So kommt es jenseits der
politischenGespräche zu berüh-
renden Gesten: Ob beim Kon-
zert oder beimEmpfangmitmili-
tärischen Ehren, die Staatsober-
häupter umarmen sich und la-
chen immerwiedermiteinander.

Und so legt der Präsident an
der Universität auch sein Manu-
skript beiseite und sagt, wie sehr
ihn am Vorabend das Bekennt-
nis seines Gastgebers Rivlin zur
Freundschaft beider Staaten be-
rührt habe. „Ich habe gedacht,
was ist da los, dass wir es Freund-
schaft nennen können“, meint
Gauck leise. „Es ist einWunder –
an demviele gearbeitet haben.“
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Anti-Terror-Einsatz:
Fregatte hilft Franzosen
Die Fregatte „Augsburg“wurde
gestern demEinsatzkommando
der Franzosen unterstellt. Nach-
dem siemit 230 Soldaten im
südöstlichenMittelmeer einge-
troffenwar, schloss sie sich dem
Verband unter Führung des
französischen Flugzeugträgers
„Charles deGaulle“ an.

Philologen-Chef tritt zurück
Nachheftiger Kritikwegen
flüchtlingskritischer Äußerun-
gen ist der Chef des Philologen-
verbandes Sachsen-Anhalt, Jür-
genMannke, zurückgetreten. Er
hattemit seinerWarnung vor
einer „Immigranteninvasion“
und vor Sexmitmuslimischen
Männern für Empörung gesorgt.
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Beamte im Bundesflüchtlingsamt
fordern Zuschläge

Verbandschef wehrt sich gegen Kritik: Sind zur Mehrarbeit bereit

Von Philipp Neumann

Berlin. Im Streit um die schlep-
pende Bearbeitung von Asylan-
trägen im Bundesflüchtlingsamt
(BAMF) hat der Beamtenver-
band VBOB einen angemesse-
nen Ausgleich für Mehrarbeit
gefordert. „Die Bereitschaft ist
da, weit über die normale
Arbeitszeit hinaus zu arbeiten“,
sagte der Vorsitzende des „Ver-
bands der Beschäftigten der
obersten und oberen Bundesbe-
hörden“ (VBOB), Hartwig
Schmitt-Königsberg, der Berli-
ner Morgenpost. „Wer von den
Beschäftigten des BAMF mehr
verlangt, muss ihnen aber auch

ein faires Angebot machen – da-
zu gehört etwa ein voller Aus-
gleich für alle geleisteten Über-
stunden.“ Schmitt-Königsberg
wies Kritik an den Beamten des
BAMF zurück: „Die Beschäftig-
tenwehren sich nicht gegenWo-
chenend- und Schichtarbeit.
Dieser Eindruck ist falsch.“
Der Vorsitzende der Konfe-

renz der Landesinnenminister
(IMK), der Mainzer Ressortchef
Roger Lewentz (SPD), hatte am
Freitag massive Kritik an den
Beamten des BAMF geübt.
„Man kann auch samstags und
sonntags durchaus tätig wer-
den.“ Nach seinen Angaben lie-
gen 300000 alte Fälle aufHalde,

einige Hunderttausend weitere
kämen dieses Jahr noch hinzu.
Bundesinnenminister Tho-

mas de Maizière (CDU) nahm
die Behörde dagegen in Schutz
und mahnte zur Geduld. Die
BAMF-Mitarbeiter arbeiteten
„seit vielen Monaten unter
höchsterBelastung“, sagte erder
„Bild amSonntag“.DerMinister
lobte Frank-Jürgen Weise, der
seit Mitte September in Perso-
nalunion BAMF und Bundes-
agentur für Arbeit leitet: Dieser
habe „mit seiner großen Ma-
nagement-Kompetenz hervorra-
gend die Weichen für diesen
Prozess gestellt und wird ihn
auch zumErfolg führen“.

„Dieser Anti-Terror-Einsatz ist falsch gemacht“
Historiker Prof. Michael Wolffsohn: IS-Terror in Europa kann nicht militärisch, sondern nur politisch besiegt werden

Von Axel Fick

Halten Sie das Bundeswehr-
Mandat für den Kampf gegen
den IS fürmilitärischundpoli-
tisch sinnvoll?
Rein militärisch ist der IS ein
Zwerg. Nun wird uns eingere-
det, dass die USA, Russland,
Frankreich,Großbritannien, an-
geblich auch Erdogans Türkei,
viele andere und nun auch
Deutschland Krieg gegen den IS
führen. Das Problem ist, dass
eben keiner der Genannten,
auch nicht wir, einen richtigen
Krieg gegen den IS führen.Wäre
das der Fall, wäre, rein militä-
risch, der IS in wenigen Tagen

besiegt. In Syrien und im Irak.
Der IS-Terror in Europa kann
ohnehin nicht militärisch, son-
dern nur politisch besiegt wer-
den. Dazu braucht man auch
kompetente Sicherheitsbehör-
den. Da gibt es viel nachzuho-
len.

WelcheGefahr sehenSie?
Eswird so getan, als wäre der IS-
Terror in Europa durch einen
Schein-Krieg inNahost zu besie-
gen. Das ist falsch gedacht. Da-
her ist dieser Anti-Terror-Ein-
satz falsch gemacht.

Welche Alternativen gibt es
gegen die weltweite Bedro-

hung durch den Islamischen
Staat?
Terror bedroht weltweit den
friedlichen Alltag, nicht die
staatliche Existenz. Nicht unser
Territorium. Deshalb brauchen
wir eineDreifach-Strategie.
Erstens gute Integration der
überwiegend muslimischen

Minderheiten. Zweitens einen
massiven quantitativenundqua-
litativen Ausbau unserer Sicher-
heitsbehörden in Deutschland
und Europa. Drittens muss jegli-
cher Terrorgruppe in Nahost
und woanders die territoriale
Basis zerstört werden. Ent-
schlossen und nicht tröpfchen-

weise, wie bisher im sogenann-
tenKrieg gegen den IS.

Wer trägt das größere Risiko
im Anti-IS-Kampf in Syrien –
die 1200 Soldaten im Einsatz
oder die Bevölkerung in
Deutschland wegen steigen-
der Terrorgefahr?
Die islamistische Terrorgefahr
bei uns gab, gibt es und wird es
mit und ohne Nahost-Einsatz
der Bundeswehr geben. In Nah-
ost droht Soldaten die Todesge-
fahr, in Europa denZivilisten.

Ist die Bundeswehr für diesen
sehr kurzfristigen Auslands-
einsatz gerüstet?

Der IS in Syrien und im Irak ist
eine quasi reguläre Armee. Eine
solche bekämpft die Bundes-
wehr in Nahost. Also Armee
gegen Armee. Also regulärer
Krieg, wenngleich keiner der IS-
Gegner diesen konsequent ge-
nug gegen den IS führt. Dagegen
ist Terror die Anwendung von
Gewalt gegen die gegnerische
Zivilbevölkerung. Das ist die IS-
Bedrohung in Deutschland und
Europa. Jede der beiden unter-
schiedlichen Formen der IS-Be-
drohung muss unterschiedlich
bekämpftwerden.Wer das nicht
tut, scheitert an beiden Fronten:
an der Kriegsfront in Nahost
und der Terrorfront in Europa.
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Klimagipfel: Industriestaaten
bekräftigen Finanzversprechen
Vor der entscheidendenVer-
handlungswoche beimWeltkli-
magipfel haben die Industrie-
staaten ihre Finanzzusagen für
arme Staaten präzisiert. So kün-
digten dieG-7-Länder an, 420
MillionenDollar fürUnwetter-
Versicherungen inEntwick-
lungsländern bereitzustellen.

Schritte gegenTerror
Nach demMassaker in SanBer-
nardino geht BarackObama bei
der Terrorabwehr im eigenen
Land in dieOffensive. In einer
überraschend angesetztenRede
an dieNationwollte er seine
Schritte gegen terroristischeBe-
drohungen darlegen.

Messerattacke in London

In einemU-Bahnhof in London
hat einMannmehrereMen-
schenmit einemMesser ver-
letzt. Die Polizei vermutet einen
terroristischenAnschlag und
nahmdenTäter fest.

Gefechte in derUkraine
Bei Feuergefechten imKonflikt-
gebietOstukraine sind zwei Re-
gierungssoldaten und eineZivi-
listin getötet worden.

Bundespräsident Joachim Gauck und der israelische Präsident Reuven Rivlin (von links)
währendderBegrüßungszeremonie imPräsidentenpalast in Jerusalem.Foto:Abir Sultan
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„Kölner Stadt-Anzeiger“ zum
Gauck-Besuch in Israel:
FürDeutschland ist die enge
Verbundenheitmit Israel zu-
gleichAusweis seinerVergan-
genheitsbewältigung. In Israel
siehtman das pragmatischer.
Deutscher Beistand hilft, wach-
sendemDruck der EU imPaläs-
tina-Konflikt zu begegnen.

Der Rechtstrend
ist hausgemacht

D M

Thomas Bärsch über die Regio-
nalwahlen in Frankreich

Es dürfte kaumzufällig ge-
wesen sein, dass sich
Frankreichs Präsident

FrancoisHollande zwei Tage
vor der erstenRunde der Regio-
nalwahlen perHubschrauber
aufsMittelmeer fliegen ließ. Er
landete auf demFlugzeugträger
„Charles deGaulle“, von dem
aus JagdbomberAngriffe auf
Stellungen des Islamischen
Staats im Irak und in Syrien flie-
gen. Von demBesuch sollte vor
allem ein Signal ausgehen:Der
SozialistHollande zeigtHärte
gegen diejenigen, die den Terror
in sein Land tragen.
Das ist nach denAnschlägen

vom13.November sicherlich
einwichtiges Signal, undHol-
lande hatwegen seiner unnach-
giebigenHaltung in den vergan-
genen dreiWochen viel Sympa-
thie geerntet. Aber imKampf
umWählerstimmen reicht es
nicht aus. Die Franzosen erwar-
ten Lösungen anderer Probleme
wie etwa der hohenArbeitslo-
sigkeit. Doch die scheinen eher
Nebensache zu sein.
RechtsextremePolitikerwie

Marine Le Pen haben keineRe-
zepte für diewirtschaftliche
Entwicklung der Regionen pa-
rat. Abermit ihren populisti-
schen Forderungen nachEU-
Austritt undGrenzschließung
lullen sie vieleWähler ein. Das
wird so lange verfangen, wie es
keinewirklichenLösungen gibt.

MichaelWolffsohn,Historiker
und u. a. Autor der Bücher
„ZumWeltfrieden“ (dtv) und
„Wemgehört dasHeilige
Land?“ (Piper Verlag)

Frankreich: Le Pens Rechtsextreme stärkste Kraft
Front National triumphiert bei Regionalwahlen im ersten Durchgang, Sozialisten erleiden klare Niederlage

Paris. Mit einem historischen
Wahlergebnis fährt die rechts-
extreme Front National (FN)
drei Wochen nach den Terror-
anschlägen in Frankreich einen
klaren Sieg in der ersten Runde
der Regionalwahlen ein. Die
Partei von Marine Le Pen er-
reichte am Sonntag zwischen
29,5 und 30,8 Prozent, wie erste
Hochrechnungen französischer
Fernsehsender zeigten. In sechs
Regionen liegen die Kandidaten
der Rechtsextremen vorn. Die

Regionalwahlen sind die letzte
landesweite Entscheidung vor
der Präsidentschaftswahl 2017.
Le Pen bezeichnete ihre FN in

einer Reaktion als „erste Partei
Frankreichs“. Ihre Partei habe
ein „großartiges Ergebnis“ er-
zielt, sagte Le Pen vor jubelnden
Anhängern. „Wir sind dazu be-
rufen, die nationale Einheit zu
erreichen, die das Land
braucht“, sagte die 47-Jährige.
Auf demzweitenPlatz landete

ein von Ex-Präsident Nicolas

Sarkozys Republikanern ange-
führtes bürgerliches Parteien-
bündnis mit gut 27 Prozent.
Nach der Niederlage lehnte Sar-
kozy ein Bündnis gegen die
Rechtsextremen ab. Bis zum
zweitenWahlgang amkommen-
den Sonntag gelte es, dieWähler
zumobilisieren.
Die regierenden Sozialisten

von Präsident François Hollan-
de kommen zusammen mit
einer linken Partei landesweit
auf rund 23 Prozent. Sie können

imzweitenWahlgangmitUnter-
stützung von Grünen und radi-
kaler Linken rechnen, die zu-
sammen bei gut 10 Prozent lan-
deten.
Von den rund 44,6 Millionen

Wähler beteiligten sich deutlich
mehr als vor fünf Jahren. Bis
zum Nachmittag hatten 43,01
Prozent derWähler abgestimmt.
Gewählt wurde unter starkem

Schutz von Polizei und Militär.
Vor allem im Großraum Paris
wurden viele öffentliche Berei-

che von Uniformierten gesi-
chert.
Die FN setzte auf einen Wahl-

kampf gegen Europa und Aus-
länder, forderte die Schließung
derGrenzen undmehr innere Si-
cherheit. Le Pen liegt in Nord-
Pas-de-Calais-Picardie klar vorn,
ihreNichteMarionMaréchal-Le
Pen führt ebenso deutlich in der
Region Provence-Alpes-Côte
d‘Azur. Nach einer Reform ist
das französische Kernland in 13
statt 22Regionen aufgeteilt.


